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Liebe Leserinnen und Leser,

zwei aktuelle Urteile des Bundesarbeitsgerichts stehen diesmal im Mittelpunkt unseres MetallRente-News-
letters. Ein Urteil befasst sich mit der Frage der Einstandspflicht des Arbeitgebers fir den Fall, dass eine
Pensionskasse satzungsgemall ihre Leistung herabsetzt. Gerade in Zeiten, in denen sich die Zinsen auf
niedrigem Niveau bewegen, zeigt eine solche Entscheidung, wie wichtig ein verlasslicher Partner wie
MetallRente in der betrieblichen Altersversorgung ist.

Die zweite Entscheidung berihrt Fragen der Neuordnung von Direktzusagen. Viele Unternehmen denken
daran, ihre bestehenden Rentenverpflichtungen in einmalige Kapitalzahlungen umzuwidmen. Unter welchen

Voraussetzungen dies maglich ist, zeigt diese Entscheidung.

Fur diese und alle weiteren Fragen rund um die betriebliche Altersversorgung steht Ihnen in gewohnter Art

und Weise Ihr MetallRente-Berater zur Verfligung.

Wir winschen Ihnen eine angenehme Lekture.
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BAG zur Zulassigkeit der Umstellung von Rentenleistung

auf Kapitalleistung

Die Neuordnung bestehender Direktzusagen ist auf
vielfache Weise moglich. In der Regel werden beste-
hende Systeme so ersetzt, dass die Zusagen verein-
facht und bestehende Risiken reduziert werden.
Dies kann beispielsweise dadurch geschehen, dass
die Betriebsrentenanspriiche auf einen externen
Trager — etwa einen Pensionsfonds — Gibertragen
werden. Als ein auf den ersten Blick harmloser Ein-
griff erscheint es zunachst, wenn ein Unternehmen
eine bestehende Verpflichtung zur Zahlung einer
Betriebsrente in einen Kapitalleistungsanspruch des
Arbeitnehmers verandert.

Hinweise dazu, ob und unter welchen Vorausset-
zungen eine solche Anderung erfolgen kann, hat
das Bundesarbeitsgericht (BAG) in seiner Entschei-
dung vom 15.5. 2012 — AZ: 3 AZR 11/10 — gegeben.

In dem der Entscheidung zugrunde liegenden Sachver-
halt ging es darum, aus welcher der im Laufe der Zeit
geltenden Versorgungsordnungen die Klagerin einen
Anspruch auf betriebliche Altersversorgung herleiten
kann. Das BAG hat in seiner Entscheidung klargestellt,
dass jede Verdanderung der Versorgungsordnung nur
dann rechtmaRig erfolgt, wenn die Verdnderungen
nach den Grundsatzen des Vertrauensschutzes und
der VerhaltnismaRigkeit gerechtfertigt sind. Soweit
durch eine Veranderung Einschnitte in Versorgungs-
rechte erfolgen, missen diese durch die vom BAG
entwickelte und durch standige Rechtsprechung
bestdtigte Drei-Stufen-Theorie gerechtfertigt sein.

Da die Umstellung von einer Rentenleistung auf eine
Kapitalleistung keinen Einschnitt in das bestehende
Versorgungsrecht bedeutet, bedarf es nach den
Grundsatzen des Vertrauensschutzes und der Ver-
haltnismaligkeit einer eigenen Rechtfertigung. Dies
lauft im Ergebnis auf eine Abwdgung der wechselsei-
tigen Interessen hinaus. Dabei mussen, so das BAG,

die vom Arbeitgeber angefihrten Griinde umso ge-

wichtiger sein, je schwerwiegender die mit der Um-

stellung fir den Arbeitnehmer verbundenen Nach-
teile sind. Aus der Entscheidung lassen sich folgende

Argumente flr die Rechtfertigung einer solchen Um-

stellung entnehmen:

e FUr den Arbeitgeber stellt die Rentenzahlung und die
damit verbundene weitere Belastung durch die fort-
laufende Anpassung der Betriebsrenten (§ 16 BetrAVG)
eine unzumutbare wirtschaftliche Belastung dar.

e Durch die Umstellung vereinfacht sich die Bilanzierung.

e Die laufenden Kosten fur die Erhaltung des Versor-
gungswerkes sinken.

Auf Seiten des Arbeitnehmers schlagen vor allem

folgende Erwagungen zu Buche:

e Flir den Arbeitnehmer hat die Rentenzahlung einen
subjektiv hohen Stellenwert.

e Die Kapitalzahlung birgt fiir den Arbeitnehmer die
Gefahr einer hoheren steuerlichen Belastung.

e Laufende Rentenzahlungen unterliegen dem Pfan-
dungsschutz des § 850 c ZPO, Kapitalzahlungen
hingegen dem Pfandungsschutz des § 850 i ZPO, der
zudem ein Tatigwerden des Schuldners erfordert.

e DarUber hinaus ist zu bertcksichtigen, dass der
Gesetzgeber selbst durch das Abfindungsverbot
des § 3 BetrAVG der Rentenzahlung normativ den
Vorrang einraumt.

Bei der Entscheidung der Frage, ob die angebotene
Kapitalleistung aquivalent zur Rentenleistung ist,
wird man auf die anerkannten Grundsatze der Ver-
sicherungsmathematik zurtickgreifen. Gewahrt der
Arbeitgeber bei der Umstellung einen reichlich be-
messenen Initialbaustein, kann dieser Umstand letzt-
lich das Pendel zu seinen Gunsten ausschlagen lassen.

=) Sie erhalten die Entscheidung im Volltext von
Ihrem MetallRente-Berater.

Fazit: Es ist erfreulich, dass sich das BAG zu der Frage des Wechsels von Rentenzahlung auf Kapitalleistung

geduBert hat. Dass die Zuldssigkeit eines solchen Wechsels nach den Grundsatzen des Vertrauensschutzes

und der Verhaltnismaligkeit zu beurteilen ist, war vorhersehbar. Ebenso die vom BAG aufgefihrten

Argumente, die fur die Position des Arbeitnehmers bzw. des Arbeitgebers sprechen. Durch den Hinweis auf

den erhohten Dotierungsrahmen ist der Weg fur kiinftige Anderungen vorgezeichnet. Dass dies keines-

wegs eine Verteuerung fur den Arbeitgeber bedeuten muss, ergibt sich daraus, dass durch die Umstellung

von Rente auf Kapital auf der anderen Seite Kosten gesenkt werden.
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Nachgefragt: Zu den kommenden Unisex-Tarifen in der

betrieblichen Altersversorgung

Im Gesprach mit Patrick Polowy, Teamleiter in Koln
und Dortmund.

Patrick Polowy leitet bei
Allianz Pension Partners
erfolgreich das MetallRente-
Team an den Standorten Koln
und Dortmund. Zuvor war er
als Teamleiter am Standort

Stuttgart tatig. Das Team von
Patrick Polowy betreut ca.
620 Firmen aller GroRen.

Frage: Herr Polowy, die unterschiedliche Kalkulation
der Versicherungstarife fir Mdanner und Frauen war
in der Versicherungsbranche bisher Ublich. Dies hat-
te zur Folge, dass die lebenslange Rentenleistung fur
Manner wegen der vergleichsweise klirzeren Lebens-
erwartung hoher war als die der Frauen. Ist die Ein-
fihrung einer geschlechterunabhangigen Kalkula-
tion in der betrieblichen Altersversorgung nun etwas
vollig Neues?

Patrick Polowy: Die Branche kennt diese geschlechts-
neutralen Tarife bereits seit Langerem. Sie sind also
nichts Neues. Bei privaten Riester-Vertragen hat eine
solche Kalkulation bereits seit 2005 zu erfolgen.
Wichtig ist, dass sich die neue Kalkulation aus-
schlieflich auf die Rentenhohe auswirkt. Bis zum
Leistungsfall erfolgt keine Unterscheidung. Dies be-
deutet, dass sich fur Beschaftigte, die Wert auf eine
Kapitalzahlung legen, keine Anderungen ergeben.
Sie sehen dies daran, dass auch bei den derzeitigen
Tarifen, die nach Geschlecht unterscheiden, die zu
erwartende Kapitalleistung fir Manner und Frauen
identisch ist.

Frage: Ist es demnach egal, ob ein Beschaftigter
noch dieses Jahr oder erst nachstes Jahr dem Versor-
gungswerk MetallRente neu beitritt?

Patrick Polowy: Unabhdngig von der Umstellung der
Kalkulation gilt: Je friher ein Beschaftigter mit seiner
betrieblichen Altersversorgung beginnt, desto bes-
ser. So erhalt ein heute 30-jahriger Mann bei einem
monatlichen Beitrag in Hohe von 50,— Euro eine ga-
rantierte Rente in Hohe von ca. 92,— Euro. Ein heute
45-jahriger Mann muss bereits 92,— Euro monatlich
aufwenden, um dieselbe Leistung zu erhalten.

Frage: Wie gestaltet das Versorgungswerk
MetallRente die Umstellung?

Patrick Polowy: Wir sind froh, dass wir den Beschaf-
tigten fur eine Ubergangszeit bis zum 21.12. 2012
sowohl einen geschlechtsspezifisch kalkulierten Tarif
als auch einen geschlechtsneutralen Tarif anbieten
konnen. Der Beschaftigte kann sehen, welcher Tarif
fur ihn ginstiger ist und sich danach entscheiden. Ab
dem 21.12. 2012 wird es den Vorgaben des EuGH
entsprechend ausschlielich den geschlechtsneu-
tralen Tarif geben. Wir kdnnen den Beschaftigten
daher nur empfehlen, sich zeitnah zu informieren
und beraten zu lassen.

Seit August 2012 bietet MetallRente fir die
private MetallRente.BU einen geschlechtsneutral
kalkulierten Tarif an. Der neue Tarif ist auf
Grundlage aktueller aktuarieller Erkenntnisse
kalkuliert. In den meisten Fallen hat sich im
Vergleich zum bisherigen Tarif der Zahlbetrag
sogar ermaRigt. Fir weitere Fragen steht lhnen
Ihr MetallRente-Berater zur Verfigung.
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BAG: Zur Einstandspflicht des Arbeitgebers

In einer Entscheidung vom 19.6. 2012 (AZ: 3 AZR
408/10) hat das BAG entschieden, dass der Arbeit-
geber nach den Grundsatzen der Subsididrhaftung
dafur einzustehen hat, wenn eine Pensionskasse von
ihrem satzungsgemaRen Recht Gebrauch macht,
Leistungen herabzusetzen.

Dieses Urteil verdeutlicht, wie wichtig die Auswahl
des richtigen Partners fur die betriebliche Altersvor-
sorge ist. Im vorliegenden Fall war es der Pensions-
kasse, die als Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit
(VVaG) organisiert ist, moglich, entstandene Fehlbe-
trage auszugleichen, indem die Leistungen reduziert
wurden. In der Praxis finden sich derartige Bestim-
mungen bei regulierten Pensionskassen. Regulierte
Pensionskassen konnen den bei ihnen versicherten
Personen beispielsweise einen hoheren Garantiezins
anbieten als deregulierte Pensionskassen, wie etwa
die MetallPensionskasse. Als Ausgleich fur diese
erhohte Verpflichtung kann, sollte es wirtschaftlich
notwendig sein, die Leistung herabgesetzt werden.

In dem entschiedenen Fall hat sich der Arbeitgeber
zwar darauf berufen, dass die arbeitsrechtliche Zusa-
ge ausdricklich auf die jeweils gultige Satzung ver-
weist. Das BAG erachtete die dynamische Inbezug-
nahme jedoch auf die Satzungsbestimmung, die eine
Herabsetzung der Leistung zuldsst, fir unzulassig. In
der Konsequenz hat nun der Arbeitgeber fir den
Differenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG

einzustehen.

Da es sich bei der MetallPensionskasse um eine
deregulierte Pensionskasse handelt, die ihre Leistun-
gen nicht herabsetzen kann, betrifft diese Entschei-
dung Arbeitgeber, die ihre betriebliche Altersversor-
gung mit MetallRente organisiert haben, nicht.

=) Die Pressemitteilung zu dieser Entscheidung ist
als Anhang beigefligt.

BAV Schlaglicht: Was tun, wenn es finanziell eng wird?

Der langfristige Aufbau einer betrieblichen Alters-
vorsorge gerat dann in Gefahr, wenn unvorhergese-
hene Ereignisse eintreten, die plotzlich finanzielle
Mittel erfordern, die eigentlich nicht vorhanden
sind. Dies kann beispielsweise im Fall des Verlustes
des Arbeitsplatzes gegeben sein, aber auch dann,
wenn eine Scheidung erfolgt. Was liegt dann naher
als daran zu denken, zumindest die Beitrage fur die
Altersvorsorge zeitweise auszusetzen oder diese
ganz zu kiindigen, um so zusatzliche Mittel zur
Verfligung zu haben?

Derartige Uberlegungen, insbesondere in Richtung
Kindigung der bestehenden Vorsorge, laufen dem
eigentlichen Zweck der Vorsorge zuwider. Der Kindi-
gung der betrieblichen Altersvorsorge sind dariber

hinaus enge rechtliche Grenzen gesetzt.

Eine Kiindigung der Altersvorsorge nach Beendigung
des Arbeitsverhaltnisses ist nicht moglich. Nach

Ende des Arbeitsverhaltnisses kann der Arbeitneh-
mer verlangen, dass beispielsweise die Direktver-
sicherung auf ihn Ubertragen wird. Bei Beginn eines
neuen Arbeitsverhaltnisses kann der neue Arbeitge-
ber die bestehende Direktversicherung zu den
urspringlich vereinbarten Konditionen weiterfihren.

Im laufenden Arbeitsverhaltnis ist eine Kindigung
einfacher moglich. Der Geldbetrag, den der Arbeit-
nehmer nach einer Kiindigung erhalt, ist jedoch noch
zu verbeitragen und zu versteuern. Denn in der
Regel war das Ansparen fur die betriebliche Alters-
vorsorge steuer- und beitragsfrei. Da finanzielle
Notlagen in der Regel nur voribergehend sind,
denken viele Arbeitnehmer spater wieder dartber
nach, erneut mit dem Aufbau einer Altersvorsorge zu
beginnen. Zu bedenken ist dabei, dass dann erneut
Kosten anfallen. Auch kdnnen sich die Rechnungs-
grundlagen fur die Versicherung geandert haben. Es
sei an dieser Stelle auf die kontinuierliche Absenkung
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des Garantiezinses verwiesen. Der Garantiezins hat
sich in den letzten zehn Jahren beinahe halbiert, und
zwar von 3,25 % im Jahre 2002 auf aktuell 1,75 %.

Fazit: Die erworbene Altersvorsorge sollte in keinem
Fall fUr kurzfristige Zwecke geopfert werden. Sinn-
voller ist eine Beitragsfreistellung fur Zeitrdume
wirtschaftlicher Notlagen.

Pensionssicherungsverein (PSV) -
Beitragssatz und Vorschuss 2012

Mitte Juli hat der PSV Hinweise darauf gegeben, ob
flir 2012 noch ein Vorschuss erhoben werden wird
und wie hoch der endgliltige Beitragssatz 2012
werden konnte.

Die Moglichkeit eines Beitragsvorschusses wurde im
Beitragsbescheid 2011 als Option offengehalten. Der
PSV wird von dieser Mdglichkeit jedoch keinen
Gebrauch machen.

Angesichts des im Vergleich zum ersten Halbjahr
2011 deutlich erhohten Schadenvolumens halt der
PSV einen Beitrag flr 2012 in Hohe von 4 Promille
fUr erforderlich. Wegen der noch ungewissen Insol-
venzentwicklung im zweiten Halbjahr 2012 kann der
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=) Uber Gestaltungsméglichkeiten im Rahmen
Ihrer MetallRente informiert und berat Sie Ihr
MetallRente-Berater gerne. Nutzen Sie dieses
Angebot.

tatsachliche Beitragssatz nach oben oder nach unten
abweichen.

Zusatzlich zum Beitrag fir 2012 werden am

31.12. 2012 weitere 1,5 Promille fur 2009 fallig, so-
weit sie nicht bereits vorfallig beglichen worden
sind. BekanntermafRen war der Beitragssatz 2009 mit
14,2 Promille aulRerordentlich hoch. Zur Schonung
der Liquiditat der Mitgliedsunternehmen waren Teile
des Beitrags fur 2009 auf die Jahre 2010 bis 2013 ver-
schoben worden.

=) Das Schreiben des PSV vom Juli 2012 ist diesem
Newsletter als Anhang beigefiigt.

Durchblick — der MetallPensionsfonds

Grundsatzliches zum Pensionsfonds

Unter den externen Durchfihrungswegen ist der
Pensionsfonds der jingste Durchfihrungsweg. In der
heutigen Form wurde der Pensionsfonds erst durch
das Altersvermogensgesetz 2001 eingefihrt. Die
heutigen Einsatzmoglichkeiten des Pensionsfonds
sind vielfaltig. So kann der Pensionsfonds auch als
Vehikel zur Ubertragung bestehender Direktzusagen
auf einen externen Trager genutzt werden. Auf diese
Art und Weise konnen finanzielle Risiken, wie etwa
das Langlebigkeitsrisiko bei Rentenzahlungen oder

Zinsrisiken in der Kapitalanlage ausgelagert werden.
Diese Verwendungsmoglichkeit des Pensionsfonds
soll jedoch nicht Gegenstand der weiteren Ausfih-
rungen sein. Wir werden die damit verbundenen
Aspekte in einem der nachsten Newsletter beleuch-
ten.

Im Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung in der Metall-
und Elektroindustrie ist der Pensionsfonds als eine
von drei Einrichtungen der betrieblichen Altersver-
sorgung genannt, die fur die Entgeltumwandlung
genutzt werden kdnnen.
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Im Gegensatz zur Direktversicherung oder zur Pensi-
onskasse kennt der Pensionsfonds grundsatzlich nur
die Verrentung bei Eintritt des Leistungsfalles. Aus-
nahmsweise kann auch eine Teilkapitalauszahlung
erfolgen. Diese ist jedoch auf 30% des bei Eintritt
des Leistungsfalles vorhandenen Kapitals beschrankt.

Als Zusageart kennt der Pensionsfonds ausschlieBlich
die Beitragszusage mit Mindestleistung. Dies bedeu-
tet, dass bei Eintritt des Leistungsfalles mindestens
das eingezahlte Kapital vorhanden sein muss. Der
Pensionsfonds gibt demnach eine Nominalgarantie.

Das Vertragsverhaltnis besteht — wie in der betrieb-
lichen Altersversorgung Ublich — zwischen dem Ar-
beitgeber und dem Pensionsfonds. Der Arbeitneh-
mer wird als ,versicherte Person” bezeichnet. Auch
wenn zwischen dem Pensionsfonds und dem Arbeit-
nehmer keine direkte Vertragsbeziehung besteht,
hat der Arbeitnehmer eine starke Rechtsposition. Er
kann die Leistung direkt und unmittelbar vom Pensi-
onsfonds fordern. Nach den Vertragsbedingungen
des MetallPensionsfonds konnen die Ansprlche, die
der Arbeitnehmer in der Regel durch Entgeltum-
wandlung finanziert, vom Arbeitgeber weder belie-
hen noch verpfandet werden. Im Insolvenzfall ist
der Pensionsfonds dem Zugriff des Insolvenzver-
walters entzogen.

Auch wenn es sich beim Pensionsfonds um einen
externen Durchfihrungsweg handelt, ist dieser
Durchfiihrungsweg beitragspflichtig zum Pensions-
sicherungsverein (PSV). Der Pensionsfonds ist jedoch
insofern privilegiert, als dass nicht der volle PSV-
Beitrag zu entrichten ist. Der Beitrag betragt 20% des
regularen Beitrags. Damit Arbeitgeber, die ihren
Mitarbeitern die Entgeltumwandlung tber den Pen-
sionsfonds anbieten, durch die PSV-Pflicht keinen
Nachteil erleiden, wird der PSV-Beitrag beim Metall-
Pensionsfonds direkt dem Pensionsfonds entnommen.

Steuerliche Grundsatze

Seit dem 1.1. 2002, also mit der Einflhrung des
Anspruchs auf Entgeltumwandlung, sind die Beitrage
zum Pensionsfonds nach § 3 Nr. 63 EStG bis zu einem
Betrag von 4% der Beitragsbemessungsgrenze West
der Deutschen Rentenversicherung steuerfrei. Steuer-
pflichtige, die daneben keine Direktversicherung ha-
ben, die nach § 40 b EStG a.F. besteuert wird, kdn-
nen darUber hinaus weitere 1.800 Euro steuerfrei in

Ausgabe 3/2012

den Pensionsfonds einbezahlen. Die Leistungen aus
dem Pensionsfonds, egal ob Teilkapital oder Rente,
sind mit dem Zahlbetrag steuerpflichtig.

Beitragsrechtliche Grundsatze

Beitrage zum Pensionsfonds, die steuerlich nach § 3
Nr. 63 EStG behandelt werden, sind stets sozialver-
sicherungsfrei. Sofern in den Pensionsfonds ein
Beitrag gezahlt wird, der den Betrag von 4% der
Beitragsbemessungsgrenze West der Deutschen Ren-
tenversicherung Ubersteigt, ist der UberschieRende
Beitrag sozialversicherungspflichtig. Dies gilt auch
fur den Betrag, der nach den steuerlichen Regeln
steuerfrei ist.

In der Leistungsphase besteht grundsatzlich die Bei-
tragspflicht zur Kranken- und Pflegeversicherung der
Rentner. Ob dies auch hinsichtlich des Teils gilt, der
nach Ausscheiden aus dem Arbeitsverhaltnis freiwillig
weiter entrichtet worden ist, ist nicht geklart. Denn
nach einer Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts (wir haben in Newsletter 4/2010 darUber be-
richtet) besteht die Beitragspflicht bei der Direktver-
sicherungen nur in dem Umfang, in dem die
Versicherung auch als betriebliche Altersversorgung
geflhrt wurde. Hat der Arbeitnehmer von seinem
Recht Gebrauch gemacht, die Versicherung nach
Ausscheiden bei einem Arbeitgeber Ubertragen zu
bekommen und hat er die Versicherung privat wei-
tergeflhrt, besteht hinsichtlich des privat fortge-
fuhrten Teils der Direktversicherung keine Sozial-
versicherungspflicht. Ob diese Rechtsprechung auch
auf den Pensionsfonds Ubertragen werden kann, ist
bisher nicht bekannt.

Gestaltungsmoglichkeiten beim MetallPensionsfonds

Im Gegensazu zur MetallDirektversicherung und zur
MetallPensionskasse steht beim MetallPensionsfonds
lediglich eine Produktvariante zur Verfligung.

Neben der reinen Altersvorsorge kann beim Metall-
Pensionsfonds sowohl eine Hinterbliebenenabsiche-
rung als auch eine Absicherung gegen das Risiko der
Berufsunfahigkeit (BU) erfolgen. Bei der BU-Absiche-
rung kann der Arbeitnehmer zwischen einer reinen
Beitragsbefreiung und einer BU-Rente wahlen. Bei
Beitragsbefreiung werden im Falle der Berufsunfa-
higkeit die Beitrage weitergezahlt, sodass der Arbeit-
nehmer bei Erreichen der Altersgrenze seine volle
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Rente erhalt. Es empfiehlt sich, dazu eine weitere
BU-Absicherung in Erwagung zu ziehen, um auch
wadhrend der Zeit der Berufsunfahigkeit eine Rente
zu erhalten. Moglich ist dies beispielsweise Uber die
private MetallRente.BU oder durch die neu einge-
fUhrte eigenstandige BU-Direktversicherung. Ent-
scheidet sich der Arbeitnehmer fir eine BU-Rente
innerhalb des MetallPensionsfonds, ist die Hohe
dieser Rente auf 75% der erreichten Anwartschaft
begrenzt. Wegen der oftmals geringen Hohe der
BU-Rente ist auch hier eine weitere BU-Absicherung
anzuraten.

Handlungsmaglichkeiten fiir den Arbeitnehmer

Mit dem MetallPensionsfonds ist es dem Arbeitneh-
mer moglich, auf jede Anderung der Lebensumsténde
zu reagieren. So besteht in wirtschaftlich schwieri-
gen Zeiten die Mdglichkeit, den Pensionsfonds
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beitragsfrei zu stellen. In der vor Kurzem Uberwun-
denen Wirtschaftskrise hat sich die Starke des Ver-
sorgungswerkes, das durch die Tarifparteien der
Metall- und Elektroindustrie getragen wird, dadurch
gezeigt, dass eine kurzfristige Beitragsfreistellung
maoglich war, ohne dass der Versicherungsschutz
darunter gelitten hat.

Bei Ausscheiden hat der Arbeitnehmer einen An-
spruch darauf, den Pensionsfonds Ubertragen zu be-
kommen. Er wird dadurch Versicherungsnehmer und
hat nun eine direkte Rechtsbeziehung zur MetallRente.
Besonders hervorzuheben ist hierbei, dass auch nach
Ubertragung auf den Arbeitnehmer die glnstigen
GroRRkundenkonditionen erhalten bleiben.

=) Haben Sie weitere Detailfragen zum Pensions-
fonds? Ihr MetallRente-Berater halt umfang-
reiches Material fur Sie bereit.

Voraussichtliche Rechengroen der Sozialversicherung

fur das Jahr 2013

Vor Kurzem wurde der Referentenentwurf der Sozialversicherungs-RechengréfRenverordnung 2013 bekannt.

Danach ergeben sich fur das Jahr 2013 folgende voraussichtliche Werte:

Jahrlich Monatlich Jahrlich Monatlich
Euro Euro Euro Euro

BezugsgroRe, § 18 SGB IV
BezugsgroRe (West) 31.500,00 2.625,00 32.340,00 2.695,00
BezugsgroRe (Ost) 26.880,00 2.240,00 27.300,00 2.275,00
Beitragsbemessungsgrenzen
DRV und AloV (West) 67.200,00 5.600,00 69.600,00 5.800,00
DRV und AloV (Ost) 57.600,00 4.800,00 58.800,00 4.900,00
KV und PflV (West und Ost) 45.900,00 3.825,00 47.250,00 3.937,50
Werte fur die bAV
Steuerliche Forderung nach 2.688,00 224,00 2.784,00 232,00
§ 3 Nr. 63 EStG (4% BBG West DRV)
Anspruch auf EUW bis zu 2.688,00 224,00 2.688,00 224,00
Mindestbetrag fur die EUW 196,88 202,13
(1/160 der BezugsgroRe nach § 18 SGB 1V)
KVdR-Grenze monatlich 131,25 134,75
KVdR-Grenze Kapital 15.750,00 16.170,00
Maximaler PSV-Schutz (West) 7.875,00 8.085,00
(Dreifache monatliche BezugsgroRRe)
Maximaler PSV-Schutz (Ost) 6.720,00 6.825,00
(Dreifache monatliche BezugsgroRRe)

=) Uber die endgiiltigen Werte werden wir Sie in unserem nichsten Newsletter informieren. Erfahrungs-

gemaR gibt es jedoch keine Abweichung.
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Pressemitteilung Nr. 44/12 

  

Pensionskassenleistung - Einstandspflicht des Arbeitgebers 

  

Hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer Leistungen der betrieblichen Altersversorgung zugesagt, 

die über eine Pensionskasse durchgeführt werden sollen, und macht die Pensionskasse von 

ihrem satzungsmäßigen Recht Gebrauch, Fehlbeträge durch Herabsetzung ihrer Leistungen 

auszugleichen, so hat der Arbeitgeber aus dem arbeitsvertraglichen Grundverhältnis für die 

Leistungskürzung einzustehen. Diese Verpflichtung folgt aus § 1 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG, wonach 

der Arbeitgeber für die Erfüllung der von ihm zugesagten Leistungen auch dann einzustehen hat, 

wenn die Durchführung nicht unmittelbar über ihn, sondern über einen der in § 1b Abs. 2 bis 4 

BetrAVG angeführten externen Versorgungsträger erfolgt. Von dieser Einstandspflicht kann der 

Arbeitgeber sich nach § 17 Abs. 3 BetrAVG nicht befreien.  

 

Der Kläger war bis zum 31. Oktober 2000 bei der Beklagen und deren Rechtsvorgängerin 

beschäftigt. Die Beklagte hatte ihm neben einer im Versorgungsfall aus ihrem Vermögen zu 

erbringenden Firmenrente eine Betriebsrente zugesagt, die über eine Pensionskasse 

durchgeführt werden sollte. Seit dem 1. November 2003 bezieht der Kläger von der Beklagten 

die Firmenrente und von der Pensionskasse die Pensionskassenrente. Die Satzung der 

Pensionskasse sieht vor, dass ein Fehlbetrag unter bestimmten Voraussetzungen durch 

Herabsetzung  der Leistungen auszugleichen ist. Im  Jahr 2003 beschloss die 

Mitgliederversammlung der Pensionskasse eine Herabsetzung ihrer Leistungen und zahlte in der 

Folgezeit an den Kläger eine verringerte Pensionskassenrente aus. Der Kläger hat von der 

Beklagten ua. den Ausgleich der Beträge verlangt, um die die Pensionskasse ihre Leistungen 

herabgesetzt hatte.  

 

Die Vorinstanzen haben der Klage stattgegeben. Die Revision der Beklagten blieb vor dem 

Dritten Senat des Bundesarbeitsgerichts insoweit erfolglos. Die Beklagte ist verpflichtet, an den 

Kläger die Beträge zu zahlen, um die die Pensionskasse ihre Leistungen herabgesetzt hat. Zwar 

haben die Parteien vereinbart, dass für die Leistungen der betrieblichen Altersversorgung, die 

über die Pensionskasse durchgeführt werden, die jeweils gültige Satzung der Pensionskasse 

maßgeblich sein soll. Die dynamische Inbezugnahme der Satzung der Pensionskasse erstreckt 

sich jedoch nicht auf die Satzungsbestimmung, die der Pensionskasse das Recht gibt, 

Fehlbeträge durch Herabsetzung ihrer Leistungen auszugleichen. 

  

  

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 19. Juni 2012 - 3 AZR 408/10 - 

Vorinstanz: Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 2. Juni 2010 - 19 Sa 33/09 -  

 

http://juris.bundesarbeitsgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bag...27.08.2012
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Insolvenzsicherung der betrieblichen Altersversorgung

Sehr geehrte Damen und Herren,

vor dem Hintergrund des aktuellen Insolvenzgeschehens und des damit verbundenen bis Ende Juni
aufgelaufenen Schadenvolumens wollen wir Thnen Hinweise zur moglichen Beitragsbelastung 2012
geben.

Aufgrund des dem PSVaG gesetzlich vorgeschriebenen Finanzierungsverfahrens (vgl. Riickseite)
spiegelt sich der Schadenaufwand eines Kalenderjahres im jéhrlich festzusetzenden Beitragssatz
wider. Der fiir die Hohe des Beitragssatzes ausschlaggebende Faktor ist die Schadenentwicklung.

Die Zahl der Insolvenzen, fiir die der PSVaG im ersten Halbjahr 2012 eintrittspflichtig geworden ist,
hat sich gegeniiber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum deutlich erhoht. Auch das Schadenvolu-
men ist infolge einiger groferer Schiden angestiegen. Das bisher bekannte Schadenvolumen wird sich
noch um bis Jahresende neu eintretende Schiden erhdhen.

Zum jetzigen Zeitpunkt ist eine verldssliche Prognose zum endgiiltigen Beitragssatz fiir 2012 nicht
moglich. Aus heutiger Sicht wire ein Beitragssatz von rd. 4 Promille erforderlich. Aufgrund der noch
ungewissen Insolvenzentwicklung im zweiten Halbjahr 2012 kann sich ein hdoherer oder auch ein
niedrigerer Beitragssatz ergeben.

Ein Vorschuss fiir 2012, wie er im Beitragsbescheid 2011 noch als Option offen gehalten wurde, wird
nicht erhoben.

Der Beitragssatz fiir 2012 wird Anfang November festgesetzt. Der Beitragsbescheid 2012 geht Thnen
Mitte November zu.

Zusitzlich zum Beitrag fiir 2012 werden am 31. Dezember 2012 auch 1,5 Promillepunkte fiir 2009
féllig, soweit sie nicht bereits vorfillig beglichen sind. Zur Schonung der Liquiditit der Mitgliedsun-
ternehmen war im Jahr 2009 die Filligkeit von Teilen des erforderlichen Beitrags auf die Jahre 2010
bis 2013 verschoben worden (sog. ,,Glattung™). Diese liquiditdtsméfige Belastung ist bei bilanzie-
rungspflichtigen Unternehmen bereits im Abschluss 2009 als Aufwand beriicksichtigt.

Mit freundlichen Griilen
PENSIONS-SICHERUNGS-VEREIN
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit

Dr. Wohlleben Melchiors

Vorstand: Hans H. Melchiors, Dr. Hermann Peter Wohlleben - Vorsitzender des Aufsichtsrats: Prof. Dr. Dieter Hundt
Sitz: KoIn - Rechtsform: Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit - Registergericht: AG Kéln Nr. HRB 6821
Kontoverbindung: WestLB AG Konto-Nr. 432 666 BLZ 300 500 00





Erliuterungen zum Finanzierungsverfahren des PSVaG (§ 10 Abs. 2 BetrAVG)

Das Betriebsrentengesetz schreibt fiir die Finanzierung der vom PSVaG aufgrund von Insolven-
zen zu iibernehmenden betrieblichen Altersversorgung vor, dass die Beitrdge den Schadenauf-
wand decken miissen. Dieser besteht aus

e den versicherungsmathematischen Barwerten der im laufenden Kalenderjahr entstehenden
Anspriiche auf Leistungen der Insolvenzsicherung (Rechnungszinsful gemaf § 65 VAQG)

e dem Unterschiedsbetrag der versicherungsmathematischen Barwerte der aufgrund eingetre-
tener Insolvenzen zu sichernden unverfallbaren Anwartschaften am Ende des Kalenderjah-
res und am Ende des Vorjahres (Rechnungszinsfull um ein Drittel hoher als bei laufenden
Leistungen).

Deshalb spiegelt sich die Schadenentwicklung eines Jahres grundsétzlich im jeweiligen Bei-
tragssatz wider mit der Folge, dass fiir das jeweils laufende Jahr am Jahresende regelmifig ein
anderer Beitragssatz (hdher oder niedriger) als im Vorjahr festgesetzt werden muss.

Um Ausschldge der Beitragsséitze nach oben abzumildern, stehen zwei Instrumente zur Verfi-
gung:

e Nach der Glattungsregelung kann der Teil der jéhrlich erforderlichen Beitrdge, der die des
Vorjahres iibersteigt, auf das laufende und die vier Folgejahre verteilt werden. Von dieser
Regelung wurde im Jahr 2009 zum ersten Mal Gebrauch gemacht.

e In Jahren, in denen sich auBergewoOhnlich hohe Beitrdge ergeben wiirden, kann zu deren
ErméBigung der Ausgleichsfonds in Anspruch genommen werden. Eine Inanspruchnahme
bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehorde. Die entnommenen Mittel sind jedoch in den
Folgejahren wieder zuzufiihren.

Bisherige Beitragssiitze:

In den 37 Geschiftsjahren des PSVaG bewegte sich der Beitragssatz zwischen 0,3 %o (1990)
und 14,2 %o (2009). Der gewichtete durchschnittliche Beitragsatz iiber die letzten fiinf Jahre
betriigt 4,6 %o, iiber die letzten zehn Jahre 4,4 %o. Uber alle bisherigen 37 Geschiftsjahre betriigt
er 3,1 %o. Die Beitragssiitze seit 1975 kénnen Sie der Ubersicht im Bericht iiber das Geschiifts-
jahr 2011 (S. 39) oder der Kurzfassung im Internet (www.psvag.de/Archiv, S. 26) entnehmen.





